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Gesetzesinitiative der LGU für Landwirtschaftszone? 
Schutzgebiet Garselli, Schafalpung und Helikopterflüge weitere Schwerpunkte an der diesjährigen Generalversammlung in Schaan 

(mö) - Eine Unterkonunission der 
Liechtensteinischen Gesellschaft für Um
weltschutz (LGU) prüft derzeit die Mög
lichkeit, eine Gesetzesinitiative für die 
Schaffung einer landesweiten Landwirt
schaftszone vorzubereiten. Gemäss neu
em Modell soll dabei der «schwarze Pe
ter» den Gemeinden zugespielt werden. 
Dies gab LGU-Präsident Dr. Peter Goop 
am Montag abend an der diesjährigen 
Generalversammlung bekannt. Nach 
einer sehr speditiven Abwicklung der sta
tutarisch notwendigen Geschäfte standen 
vor allem auch die Schaffung eines alpi
nen Schutzraumes im Garselli, die Schaf
alpung in Liechtenstein und die Grenzen 
eines vernünftigen Helikoptereinsatzes 
im Mittelpunkt der Kurzreferate von 
Vorstandsmitgliedern und der anschlies
senden Diskussion. 

Im Rahmen der üblichen statutarischen 
Geschäfte hatte die Versammlung im 
Schaaner Freizeitzentrum Resch vorerst 
einen Nachfolger für das zurücktretende 
Vorstandsmitglied Dr .  Franz Rederer zu 
bestimmen, der  in de r  Person von Archi
tekt Heinz Frick aus Ruggell (Autor  de r  
laufenden VOLKSBLATT-Serie «Bauen 
mit der  Natur») gefunden wurde. Die 
Jahresrechnung mit  einem Gewinnsaldo 
von rund 17 000 Franken wurde einstim
mig genehmigt und die Jahresbeiträge für 
Mitglieder in bisheriger Höhe belassen. 

Konzept für die Öffentlichkeitsarbeit 
In seinem Jahresbericht konnte L G U -

Präsident Dr. Peter Goop auf eine Viel
zahl von Aktivitäten hinweisen. Vor al
lem im Bereich Öffentlichkeitsarbeit hat  
sich einiges getan. So erschien anfangs 
November die erste Nummer der  neuen 
LGU-Mitteilungen, in denen der Vor
stand die Mitglieder in kürzeren, regel
mässigen Abständen über  die Aktivitäten 
und Veranstaltungen informieren möch
te. Der  Liechtensteiner Umweltbericht 
geht in Zukunft an alle Haushaltungen. 
U m  den vielen Aufgaben nachzukom
men, wurde ausserdem im letzten Früh
ling mit Wilfried Marxer aus Schaanwald, 
der  an der Generalversammlung eine 
nachdenklich stimmende «Verlustbilanz» 
für unsere Naturräume in Wort und Bild 
präsentierte, ein Geschäftsführer ange
stellt. Des weiteren wurde in Schaan eine 
neue Geschäftsstelle eröffnet. Die Teil-

Dohnanyi regiert in Hamburg 
vorläufig mit Minderheitssenat 

Hamburg (spk/dpa) Hamburgs Bürger
meister Klaus von Dohnanyi (SPD) wird 
nach der verheerenden Wahlniederlage 
seiner Partei am vergangenen Sonntag 
mit einem SPD-Minderheitssenat weiter
regieren und denkt nicht an einen Rück
tritt. Das sagte der  SPD-Landesvorsitzen-
de Ortwin Runde am Dienstag in einem 
Interview des Norddeutschen Rund
funks. Am Montag abend hatte die Par
teispitze beraten. 

De r  Senat sei von der Bürgerschaft 
noch zur vorläufigen Haushaltsführung 
ermächtigt worden, «so dass zunächst 
einmal auf dieser Grundlage- dann der 
Senat auch weiter regieren kann». Dann 
werde es um die Frage des Haushalts 
1987 gehen. Die SPD werde sehen, «ob 
und wie wir zur Verabschiedung eines 
Haushalts kommen können», die für 
April 1987 vorgesehen ist. 

Die SPD werde «ganz selbstverständ
lich» mit allen im Parlament vertretenen 
Kräften sprechen, sagte Runde. E r  könne 
sich aber nur schwer vorstellen, dass der 
linke Parteiflügel ein Bündnis mit  der 
C D U  mittragen würde. Mit der  Grün-
Alternativen Liste (GAL)  gebe es «nahe
zu unüberwindliche Schwierigkeiten». 

Nach Ansicht des Oppositionschefs 
Helmut Perschau (CDU) ist die S P D  «so 
durch den Wind, dass man überhaupt 
noch nicht vernünftig mit ihr reden 
kann». Perschau bekräftigte im Nord
deutschen Rundfunk das Angebot der 
C D U ,  die stärkste Fraktion im Landes
parlament wurde, zu einer Grossen Koa
lition. 

nähme am Rheinfest und an  der L IHGA,  
Pflegearbeiten im Ruggeller Riet und 
häufigere Artikel in den Landeszeitungen 
trugen schliesslich ihren Teil dazu bei, die 
vielseitige Arbeit nach aussen hin zu do
kumentieren. Auch die Kontakte zu Re
gierung und Amtsstellen wurden intensi
viert. Dr.  Goop zeigte sich erfreut dar
über, dass de r  Landesbeitrag von 30 000 
auf 75000 Franken angehoben wurde. 
Die wichtigsten Themen,  die die L G U  
beschäftigten und teils auch in Zukunft 
noch beschäftigen werden, waren u .a .  die 
KVA Buchs, das Mühlehölzle in Vaduz, 
die Schafalpung, das Garselli, die Land
wirtschaftszone, das Waldsterben, die 
Rheinkraftwerke, die Gewässerschutzzo
ne und das Ferienhausgebiet Stachler. 

Doch angesichts der  ehe r  mageren Er
folgsbilanz fragte der  LGU-Präsident et
was nachdenklich: Was haben wir be
wirkt? Wie können wir mehr Effizienz 
erreichen? 

Garselli und Landwirtschaftszone 
Die Schutzwürdigkeit des Garselli-Ge-

bietes ist bereits vor vielen Jahren er
kannt worden. Vor kurzem hat nun die 
L G U  ein umfassendes Diskussionspapier 
den Behörden unterbreitet (wir berichte
ten ausführlich darüber), das konkrete 
Vorstellungen über ein grösserflächiges 
Schutzgebiet im Unteren Saminatal ent
hält. I n  seinem sehr engagierten Votum 
sprach sich der  frühere Landesforstmei
ster Eugen Bühler dafür aus, diese cha
rakteristische Ecke Liechtensteins als al
pines Schutzgebiet mit seiner vielseitigen 
Pflanzen- und Tierwelt ohne jegliche Ein-

Nebst den statutarisch notwendigen Geschäften befasste sich die L G  II-Generalver
sammlung in Referaten und Diskussionen mit den vier aktuellen Themenbereichen 
Garselli, Landwirtschaftszone, Schafalpung und Helikopterflüge. Stehend der frühere 
Forstmeister Eugen Bühler während seines engagierten Votums zum alpinen Schutzge
biet Garselli, links L G U-Präsident Dr. Peter Goop. (Bild: Brigitt Risch) 

griffe zu erhalten. Ökonomisch bringe 
das Garselli nichts, ökologisch jedoch 
sehr viel. 

Bezüglich Schaffung einer Landwirt
schaftszone habe sich der Vorstand laut 
Dr.  Peter Goop vorerst mit einer Verfas
sungsinitiative befasst, doch sei e r  zum 
Schluss gekommen, dass diese nicht viel 
bringe. Deshalb prüfe die L G U  nun die 
Möglichkeit einer Gesetzesinitiative. Als 
neuen Weg könnte man sich dabei vor
stellen, dass jede Gemeinde eine be
stimmte Hektarfläche Landwirtschaftsbo
den ausscheiden würde. Das neue Modell 
hätte den Vorteil, dass die Gemeinden 
eine gewisse Flexibilität behalten und in 

ihrer Autonomie nicht eingeschränkt 
würden. Nachteile könnten sich hierbei 
im Vollzug (z.B. in Triesenberg, wo noch 
provisorische Planungsvorschriften gel
ten) ergeben. Zudem müsste Gewähr ge
geben werden, dass nur guter Landwirt
schaftsboden ausgeschieden würde. 

Schafalpung und Helikopterflüge 
Mit rund 2500 Tieren ist in Liechten

stein heute ein Höchstbestand an Schafen 
erreicht worden. A n  der Schafalpung 
stossen sich jedoch die Geister. Gemäss 
den Ausführungen von Mario F. Broggi 

(Fortsetzung au f  Seite 2)  

Bank-Rennen um Ausgabe von Partizipationsscheinen 
Zeichnungsfrist der Bank in Liechtenstein läuft bereits, Ausgabe der Landesbank mit Verzögerungen 

Unter den drei liechtensteinischen 
Bankinstituten zeichnet sich gegenwärtig 
ein Trend in Richtung verstärktes wettbe
werbsorientiertes Verhalten ab. Die Run
de der Zinssenkungen für Hypothekar
schulden wurde von der Liechtensteini
schen Landesbank vor wenigen Tagen 
eingeläutet, während bei der Ausgabe 
der Partizipationsscheine die Bank in 
Liechtenstein vor der Landesbank das 
Rennen machte. Den Freiraum für ihre 
Entscheidungen, den die Banken trotz 
ihrer Zusammenarbeit im Bankenver
band besitzen, nutzen die drei Bankinsti
tute offensichtlich intensiver als in frühe
ren Jahren. 

Als die Liechtensteinische Landesbank 
am vergangenen Freitag die generelle 
Senkung ihrer Hypothekarzinsen der Öf
fentlichkeit bekanntgab, waren die bei
den anderen Banken über  dieses Vorge
hen zwar informiert worden, doch reichte 
für ein gleichzeitiges Nachziehen die kur
ze Zeitspanne zwischen der im Banken
verband erfolgten Information und der 
Veröffentlichung in der  Presse nicht aus. 
Die Landesbank, ihren traditionell ho
hen, aber in den letzten Jahren stetig 
leicht gesunkenen Anteil am Hypothe
kargeschäft verteidigend, hatte sich of
fensichtlich bei  den ersten Anzeichen von 
Zinsreduktionen bei den  Schweizerischen 
Kantonalbanken die Kompetenz zur A n 
passung der Zinssätze geben lassen und 
die Entscheidung zum Zeitpunkt be
kanntgemacht, als die Hypothekarzinsen 
in der  Schweiz reihenweise ins Rutschen 
kamen. 
Nachziehen der anderen Banken 

Der Bank in Liechtenstein (BiL) und  
der Verwaltungs- und Privat-Bank (VPB) 
bleibt nach dieser Vorreiterrolle der  Lan
desbank wohl nicht viel anderes übrig, 
wie Sprecher auf eine entsprechende A n 
frage erklärten, als die Zinsbeschlüsse 
der Landesbank, vielleicht mit gewissen 
Modifikationen, in naher Zukunft nach-
zuvollziehen. Hatte die Landesbank also 
beim Hypothekargeschäft die Startblöcke 
vor den anderen verlassen, so ist sie t m  
PS-Geschäft trotz frühzeitiger Ankündi
gung eindeutig auf den zweiten Platz zu

rückversetzt worden. Offenbar ist den 
Verantwortlichen der Landesbank, nach
dem die BiL zu einem erfolgreichen 
Überholmanöver angesetzt hatte, die 
Lust auf die Ausgabe der  Partizipations
scheine auf  den Jubiläumstag am 6. De
zember etwas vergangen. Jedenfalls deu
tete Landesbank-Direktor Karlheinz 
Heeb vor der  Presse gewisse Verzögerun
gen an, die eine Herausgabe in diesem 
Jahr  nicht mehr wahrscheinlich erschei
nen Hessen. 

Finanzhoheit des Landtags 
Die PS-Ausgabe der Landesbank ge

staltet sich, da es sich um eine Staatsbank 
handelt, schwerfälliger als bei einem an
deren Institut. Damit hängt auch zusam
men, dass der  Landtag sich zuerst klar 
werden musste, welchen Einfluss die poli
tischen Gremien auf die PS-Ausgabe ge
nerell und in diesem speziellen Fall aus
üben sollten. Einzelnen Landtagsabge
ordneten war offenbar nicht genug, dass 

das Parlament nur den Rahmen festlegen 
könne, sondern pochten auf die Finanz
hoheit des Staates in einer derartigen An
gelegenheit, während aus Landesbank-
Kreisen der  Ruf ertönte, die Modalitäten 
der PS-Ausgabe sollten von der  Bank 
allein festgelegt werden. Landtagspräsi
dent Dr. Karlheinz Ritter, Verwaltungs
rat der  Bank in Liechtenstein (BiL), bei
spielsweise sagte während der Beratung: 
«Ich bin der Meinung, dass es Sache des 
Staates ist. beziehungsweise des Landtags 
als Inhaber der Finanzhoheit, zu bestim
men. zu welchem Zeitpunkt, in welcher 
Höhe und unter welchen Bedingungen 
Partizipationskapital ausgegeben werden 
soll.» Uber  diese entscheidenden Punkte 
ist derzeit noch wenig bekannt: Der  Zeit
punkt scheint in Schwebe, die Bedingun
gen werden sich voraussichtlich von de
nen anderer Bankinstitute unterscheiden, 
da es keine Bevorzugungen geben soll, 
die Höhe  des Ausgabepreises steht noch 
zur Diskussion. (G. M.1 

Zwei Geiseln in Libanon freigelassen 
Paris dankt Syrien für  seine Freilassungsbemühungen 

Paris (spk/dpa) Die französische Regie
rung hat am Dienstag Syrien für «seine 
Rolle bei der Freilassung» von zwei mo
natelang als Geiseln in Libanon festgehalr 
tenen Franzosen gedankt. Es handelt sich 
um den 84jährigen Camille Sontag und 
den 54jährigen Marcel Coudari, die im 
Mai und im Februar dieses Jahres in Bei
rut entführt worden waren. 

Die beiden wurden in der  Nacht zum 
Dienstag nach der  Freilassung durch die 
«Revolutionäre Gerechtigkeitsorganisa
tion» von Beirut nach Damaskus ge
bracht. Dor t  wurden sie vom Aussenmi-
nisterium nach Augenzeugenberichten in 
guter Verfassung einer französischen De
legation übergeben, die mit einem Son
derflugzeug von Paris nach Damaskus ge
flogen war. Es  wurde erwartet, dass beide 
am Nachmittag nach Frankreich geflogen 
wurden. 

Die «Revolutionäre Gerechtigkeitsor
ganisation» hatte die Freilassung am 
Montag angekündigt und sie als eine Ge
ste des guten Willens gegenüber Frank
reich bezeichnet. Sie entspreche auch den 
Wünschen der algerischen und syrischen 
Vermittler. Gleichzeitig wurde die Frei
lassung eines dritten Franzosen angekün
digt. Bis dahin befinden sich noch sechs 
Franzosen in den Händen von Entführern 
in Libanon. 

Das französische Aussenministerium 
betonte in seinem Dank an Damaskus, es  
hoffe, dass auch die übrigen Geiseln bald 
freikämen. In dem in Paris veröffentlich
ten Communique wird indirekt auf die 
französische Nahostpolitik verwiesen, die 
jeden Bruch mit Syrien vermeiden will: 
«Diese neue Freilassung gehört in den 
Rahmen der regelmässigen Kontakte, die 
die Regierung mit den verschiedenen 
Ländern der Region unterhält.» 

Satelliten-Fernsehen 
Das Seilziehen um die Satelliten-Pro

gramme über die Liechtensteinische 
Grossantehnenanlage (LGGA) hat ein 
Ende gefunden. Nach einer Mitteilung 
der L G G A  können ab heute offiziell die 
Sender Bayern 3, R A I  uno. RTL plus 
und Musicbox (BRD) zusätzlich empfan
gen werden. Die L G G A  hat damit gegen
über der privaten Verkabelung im Unter
land nachgezogen. Wie Bruno Matt, der  
Inhaber der  Antennentechnik A G ,  auf 
Anfrage erklärte, sind in Eschen, Mau
ren, Schaanwald und Nendeln bereits seit 
knapp einem Jahr die Satellitensender 
RAI uno, RTL plus und SAT 1 zu emp
fangen. Bayern 3 ist noch nicht dabei, 
doch soll e r  in absehbarer Zeit ebenfalls 
in die Anlage aufgenommen werden. 

Siehe die Mitteilung der LGGA im In
nern der heutigen Ausgabe. 

Wurde der Firma Sandoz 
Versicherung verweigert? 

Zürich/Bonn (spk/dpa) Die Zürich-
Versicherung habe es  1981 abgelehnt, La
gerhallen für Chemiekalien de r  Sandoz 
zu versichern, weil zuwenig Brandbekäm
pfungsanlagen installiert worden seien. 
Diese Behauptung hat  Hannegret  Hönes,  
Sprecherin der «Grünen» im Deutschen,  
Bundestag, am Dienstag in Bonn ge
macht. Die Versicherungsgesellschaft 
wollte auf Anfrage keine Stellungnahme 
abgeben. 

Sandoz wurde in einer Expertise der  
Zürich-Versicherung auch darüber  infor
miert, so der  Sprecher der  «Grünen», 
dass im Falle eines Brandes Löschwasser 
in den Rhein gelangen könnte. Zudem 
habe die Versicherung die Installation 
von Sprinkleranlagen und den Ausbau 
von Löschwasser-Sammelbecken gefor
dert. Der Chemiekonzern sei den  Forde
rungen jedoch nicht nachgekommen und 
habe bei der  deutschen Gesellschaft 
«Gerling» eine Betriebshaftpflichtversi
cherung abgeschlossen. 

Umweltminister beraten heute 
über Rheinverschmutzung 

Bern (spk) Alle von Schweizer Bundes
präsident Alphons Egli eingeladenen 
Länder werden am Mittwoch an der Um
weltministerkonferenz der Rheinanlie
gerstaaten in Zürich teilnehmen. Von 
Deutschland wird Bundesumweltminister 
Walter Wallmann und von Frankreich 
Umweltminister Alain Carignon anrei
sen. Einen hochrangigen Vertreter entse-
det auch auch die Europäische Gemein
schaft (EG). Clinton Davis, Mitglied der 
EG-Kommission, wird selbst an  der Kon
ferenz teilnehmen. 

Dies war am Dienstag mittag aus den 
zuständigen Departementen im Bundes
haus zu erfahren. Die niederländische 
Ministerin für Verkehr und Wasserwirt
schaft. Neelie Smit-Kroes. die selbst eine 
solche Konferenz angeregt hatte, kann 
nicht selber am Treffen in Zürich teilneh
men. Sie werde aber einen Vertreter ent
senden, verlautete weiter. Auch der Um
weltminister von Luxemburg wird nicht 
selber anwesend sein, aber einen Stellver
treter schicken. 

An  der Konferenz, für die der  schwei
zerische Bundespräsident Alphons Egli 
am Montag die Initiative ergriffen hatte,  
werden die Folgen de r  Chemiekatastro
phe bei der  Sandoz in Schweizerhalle be
raten. Die Konferenz beginnt um 14.30 
Uhr .  


